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Anmerkungen zum Rundfunkgebührenurteil 

des BVerfG

Gebührenurteil: 
Die Bedeutung liegt in der
Kontinuität

Von Martin Eifert*

Das Rundfunkgebührenurteil des Bundesverfas-

sungsgerichts vom 11. September 2007 (1) ist auf

den ersten Blick unspektakulär. Es bestätigt die re-

lativ konkreten Vorgaben des ersten Rundfunkge-

bührenurteils (2) aus dem Jahr 1994 und wendet

sie auf den detailliert aufbereiteten Sachverhalt der

angegriffenen Zustimmungsgesetze der Länder zur

Gebührenfestsetzung im Rahmen des Achten Rund-

funkänderungsstaatsvertrages an. (3) Da die Vorge-

hensweise und die Begründung der Länder für die

vorgenommene Abweichung von den Vorschlägen

der KEF den verfassungsrechtlichen Anforderun-

gen nicht gerecht wurde (4), stellte das Gericht ihre

Unvereinbarkeit mit dem Grundgesetz fest. Seine

Bedeutung erhält das Urteil vor allem über den

verfassungsrechtlichen Kontext dieser Ausführun-

gen. Trotz der scharfen und anhaltenden politischen

Konflikte um Inhalt und Reichweite der Aufgaben

des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in der dualen

Medienordnung haben die Richter (insofern) ein-

stimmig seine in der Linie verfassungsgerichtlicher

Judikate näher ausgeformte Bedeutung, seinen

Funktionsauftrag und seine Unabhängigkeit bestä-

tigt und fortgeschrieben. Vom Verfassungsgericht

nicht angesprochen wurde allerdings die euro-

parechtliche Dimension, die angesichts der nur

dilatorischen Lösung des Streits um den Beihilfe-

charakter der Rundfunkgebühren durch die Verein-

barung mit der Europäischen Kommission alle Über-

legungen zur Finanzierung des öffentlich-recht-

lichen Rundfunks überlagert. Nachfolgend sollen

alle drei Bezüge angesprochen werden. Nach den

Anmerkungen zu den tragenden Gründen wird der

verfassungsrechtliche Kontext beleuchtet und ab-

schließend auf die europarechtliche Dimension

eingegangen.

Die verfassungsrechtlichen Gründe: Gebührenfestsetzung
als abgeleitete Entscheidung mit prozeduralen Sicherun-
gen der Staatsferne
Das Bundesverfassungsgericht schließt in seinem

neuen Gebührenurteil an die grundlegende Ent-

scheidung des ersten Gebührenurteils an. Es wie-

derholt, dass die Festsetzung der Rundfunkgebühr

entsprechend dem Ansatz „funktionsgerechter Finan-

zierung“ frei von medienpolitischen Zwecksetzun-

gen erfolgen muss und deshalb an die Grundsätze

der Programmneutralität und der Programmakzes-

sorietät gebunden ist. (5) Damit wird die grund-

sätzliche Trennung von allgemeiner Rundfunkregu-

lierung und Finanzierungsentscheidung bestätigt,

die sich auch als Grundsatz der Steuerungstranspa-

renz bezeichnen lässt (6), und der Charakter der

Gebührenfestsetzung als eine aus dem Auftrag ab-

zuleitende, nicht aber auf diesen zurückwirkende

Entscheidung bestätigt. In zeitlicher Hinsicht be-

deutet dies zugleich, dass die Folgen einer Um-

steuerung in der allgemeinen Rundfunkpolitik je-

denfalls nicht in eine Gebührenentscheidung ein-

gehen können, ohne dass ihre gesetzliche Umset-

zung vorliegt. (7)

In der Entscheidung wird ebenfalls wiederholt,

dass diese Trennung einer wirksamen Absicherung

bedarf, die bereits „im Vorfeld die Möglichkeit

rechtswidriger Kompetenzwahrnehmungen so weit

wie möglich ausschließt“. (8) Neben anderen Me-

thoden, von denen ausdrücklich die vollindexierte

Berechnung wiederum als eine verfassungsrecht-

lich zulässige Möglichkeit hervorgehoben wird (9),

wird auch das im ersten Urteil beschriebene und in

der Folge im Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag

umgesetzte dreistufige, kooperative Modell aus -

Bedarfsanmeldung, externer sachverständiger Kon-

trolle und abschließender Entscheidung (auch etwa

durch die Landesparlamente) mit einer Abwei-

chungsmöglichkeit aus beschränkten legitimen

Zwecken bestätigt. (10)

Hinsichtlich der einzelnen Elemente des hierüber

erfolgenden prozeduralen Grundrechtsschutzes, al-

so sowohl hinsichtlich des Verfahrens wie der zur

Absicherung des Grundsatzes der Steuerungstrans-

parenz geforderten Begründung im Falle einer Ab-

weichung der Länder von den Vorschlägen der

Sachverständigen, wurden im Urteil aber auch wei-

terführende Ausführungen gemacht.

Das Gericht sichert diesen prozeduralen Grund-

rechtsschutz gegen die mit der Dynamik der Ent-

wicklungen verbundene Gefahr der Aushöhlung.

Die Dauer des Verfahrens der Gebührenfestsetzung

bringt es mit sich, dass sich bis zur Entscheidung

der Landesparlamente die Sach- und medienpoli-

tische Lage seit der Bedarfsberechnung verändern

kann, wobei Letzteres angesichts der mittlerweile

sehr kurzen Zyklen der Änderungen des Rund-

funkstaatsvertrages zum Regelfall werden könnte.

Das Bundesverfassungsgericht hat, ganz im Sinne

des Charakters der funktionsgerechten Finanzie-

rung als abgeleiteter Entscheidung, verdeutlicht,

dass solchen Veränderungen durch Abweichungen

in den Entscheidungen der Länder Rechnung ge-

tragen werden darf, diese zugleich aber ebenfalls

dem prozeduralen Grundrechtsschutz unterstellt.

Die von § 7 Abs. 2 RFinStV geforderte Erörterung

der beabsichtigten Abweichungen mit den Rund-

funkanstalten und der KEF muss hier diesen auch

ermöglichen, die Bedarfsberechnung unter den ver-

änderten Bedingungen neu zu berechnen, und der

Gesetzgeber muss dann diese korrigierten Berech-

nungen zur Grundlage seiner weiteren Überlegun-

gen machen. (11) Die Erörterung wird damit in die-

sen Fällen von Verfassungs wegen zu einem alle

wesentlichen Verfahrensschritte nochmals umfas-

senden Kurzverfahren. Dies entspricht durchaus all-

gemeinen verfahrensrechtlichen Grundsätzen, nach
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denen im Falle wesentlicher Änderungen die voran-

gegangenen Verfahrensschritte nochmals zu durch-

laufen sind. (12) Hieran mangelte es im konkreten,

angegriffenen Gebührenfestsetzungsverfahren. (13)

Zum weiteren Nachdenken regen allerdings die

Ausführungen zur Anforderung an die Begrün-

dung einer Abweichung vom Gebührenvorschlag

der KEF an. Das Bundesverfassungsgericht hält an

dieser Anforderung unverändert fest, relativiert

aber die Reichweite (Detailgenauigkeit und Sub-

stantiiertheit) mit Blick auf die verfassungsrecht-

liche Stellung von Landesregierungen und Lan-

desparlamenten insbesondere wohl im Falle der

Entscheidung durch Parlamentsgesetz. (14) Diese

Relativierungen sind im konkreten Verfahren ohne

nähere Folgen, da hier die inhaltlichen Anforde-

rungen ohnehin nicht erfüllt wurden. (15) Es lässt

sich aber hinsichtlich der dogmatischen Konstruk-

tion fragen, ob hier politische Verantwortung und

Sicherung der Rundfunkfreiheit in einem Span-

nungsverhältnis stehen, das auf einen in den For-

mulierungen des Gerichts wohl angelegten wech-

selseitigen Ausgleich drängen könnte. Die beson-

deren Bedingungen der Rundfunkfreiheit fordern

hier eine Ausnahme von der grundsätzlich gelten-

den Begründungsfreiheit der Gesetzgeber (16), weil

sonst die spezifischen Begrenzungen, nämlich das

Verbot der Verfolgung programmlicher oder medien-

politischer Zwecke, nicht wirksam gesichert wer-

den kann. (17) Der grundrechtsgebundene Gesetz-

geber darf dieser Anforderung dann aber nicht

seine allgemeine politische Verantwortung entge-

genhalten können, sondern muss dem Begrün-

dungserfordernis ohne Relativierung so weit ausge-

setzt sein, wie der Grundrechtsschutz es gebietet.

Die politische Verantwortung besteht ja auch von

vornherein nur in diesen Grenzen und wird durch

die Transparenz der Entscheidungszwecke und 

-grundlagen auch nur besser greifbar, nicht aber

geschmälert. Insbesondere wenn von der fachlichen

Bedarfsfeststellung abgewichen wird, wäre deshalb

angesichts ihrer grundrechtlichen Verankerung zu

fordern, dass die Abweichung in der Detaillierung

nicht hinter der ursprünglichen Feststellung

zurück bleiben darf – auch wenn sie vom Gesetz-

geber vorgenommen wird.

Insgesamt beruht die Feststellung der Verfas-

sungswidrigkeit der Zustimmungsgesetze und Zu-

stimmungsbeschlüsse der Länder zur Gebühren-

festsetzung im Achten Rundfunkänderungsstaats-

vertrag damit auf der Verletzung der prozeduralen

Sicherungen, die die Rundfunkfreiheit hier auch

gegenüber dem Gesetzgeber fordert.

Der verfassungsrechtliche Kontext
Für die rundfunkrechtliche Diskussion bedeutsa-

mer als diese konkreten Fragen sind jedoch die all-

gemeinen Ausführungen, die das Bundesverfas-

sungsgericht im Rahmen der Entscheidungen vor-

nimmt.

Diese allgemeinen Ausführungen zur Gewährleis-

tung der Rundfunkfreiheit stellen sich in die volle

Kontinuität der bisherigen Rundfunkentscheidun-

gen. Das Normziel der Gewährleistung der freien,

individuellen und öffentlichen Meinungsbildung er-

fordere angesichts der herausgehobenen Bedeutung

des Rundfunks und der Schwierigkeit, einmal ein-

getretene Fehlentwicklungen wieder rückgängig zu

machen, eine gesetzgeberisch ausgestaltete positive

Ordnung. Auch weiterhin müsse im dualen System

der öffentlich-rechtliche Rundfunk mit seiner ei-

genständigen, insbesondere auch weitgehend vom

ökonomischen Markt unabhängigen Rückkopplung

an die Gesellschaft seine Aufgabe erfüllen können,

um die im Vergleich geringeren normativen Anfor-

derungen an die privaten Veranstalter zu rechtferti-

gen. Für die Beschreibung der Aufgabe benutzt das

Gericht nicht die alte, missverständliche Terminolo-

gie der „Grundversorgung“, sondern allein den

neueren, auch in der Literatur breit verwendeten

Begriff des Funktionsauftrags (18), den es mit dem

Adjektiv „klassisch“ allerdings unmissverständlich

an die tradierten Inhalte anbindet. Es geht auch

ausdrücklich weiterhin um eine umfassende, insbe-

sondere auch die Unterhaltung einschließende Rolle

in der Meinungs- und Willensbildung und seine

kulturelle Verantwortung. Ausdruck der mit einer

funktionalen Anknüpfung notwendig verbundenen

Dynamik bleibt die Bestands- und Entwicklungsga-

rantie des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, die im

Urteil ausdrücklich bestätigt wird.

Diese Grundlinien sind bestens bekannt und erhal-

ten ihre Bedeutung nicht aus sich heraus, sondern

erst vor dem Hintergrund der Tatsache, dass sie

seit über zehn Jahren nicht mehr nachgezeichnet

wurden und in diesem Zeitraum tiefgreifende tech-

nische (Digitalisierung; Vervielfachung der Verbrei-

tungswege; Siegeszug des Internets) und ökonomi-

sche Veränderungen stattfanden, die ihre Entspre-

chung in einer anhaltenden medienpolitischen und

medienrechtlichen Debatte um die angemessene

Rolle des öffentlich-rechtlichen Rundfunks unter

diesen veränderten Bedingungen hatten. Die Konti-

nuität trotz Wandels ist die entscheidende Nach-

richt, die deshalb den ersten Leitsatz bildet und die

Ausführungen des Gerichts strukturiert. (19) Die

Ausführungen nehmen ihren Ausgangspunkt näm-

lich nicht beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk,

um dessen Finanzierung es hier letztlich ging, son-

dern gehen auf allen Argumentationsebenen zu-

nächst offensiv auf die tatsächlichen Veränderungs-

prozesse ein und legen jeweils dar, weshalb die

normativen Leitlinien ihrer ungeachtet oder sogar

gerade ihretwegen beizubehalten waren. Insofern

wird die bereits früher getroffene Aussage, nach

der die Ausgestaltungsnotwendigkeit nicht durch

den Wegfall der Frequenzknappheit oder die Sen-

kung der finanziellen Veranstaltungsbarrieren ent-

fallen ist (20), aktualisiert und verbreitert.

Dies beginnt bei der herausgehobenen Bedeutung

des Rundfunks unter den Medien. Für seine klassi-

sche Gestalt wird dabei zu Recht weiterhin auf den

ungebrochenen Charakter des Leitmediums und

die der Technik eingeschriebenen Eigenschaften von
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Aktualität und Suggestivkraft abgestellt (21), aber

es werden jetzt auch ausdrücklich die neuen Ange-

bote und Verbreitungswege einbezogen. Über sie

gewännen diese Wirkungsmöglichkeiten nämlich

zusätzliches Gewicht. Diese Begründung ist sicher-

lich sehr knapp gehalten, das Ergebnis allerdings

überzeugend. Die besondere Bedeutung gerade der

neuen Formate und Verbreitungsformen dürfte nicht

nur in dem hier angesprochenen Bezug zu den tra-

dierten Wirkungszusammenhängen liegen, sondern

auch in eigenständigen, neuen Wirkungsformen zu

suchen sein. Die beliebige Reproduzierbarkeit der

Inhalte, der hohe Grad an Vernetzung der Rezi-

pienten und die Gesetze der Aufmerksamkeitsöko-

nomie führen dazu, dass gerade in den neuen Fel-

dern der Onlinekommunikation wahre Lawinenef-

fekte an öffentlicher Aufmerksamkeit zu erzielen

sind, die in der Hervorbringung von Stars auf der

Grundlage reiner Internetpräsenz über eine zu-

nächst daran anschließende Internetkommunika-

tion nur ihren augenfälligsten Ausdruck findet.

Und die Vervielfachung der Inhalte versieht zentra-

le publizistische Qualitäten wie Verlässlichkeit,

Vollständigkeit und Transparenz mit neuer Bedeu-

tung. (22) Parallel dazu entstehen neue Flaschen-

hälse der Kommunikation, etwa in Form von Such-

maschinen und den vom Gericht an anderer Stelle

angesprochenen Navigatoren und elektronischen

Programmführern.

Nachdem das Gericht somit die gesteigerte Bedeu-

tung des Rundfunks in seinem weiten verfassungs-

rechtlichen Sinne dargelegt hat, stellt es deutlich

heraus, dass weder die Verhinderung einseitiger

Meinungsmacht noch die Sicherstellung der Mei-

nungsvielfalt über den Markt zu erwarten wären.

Die ökonomischen Besonderheiten von Rundfunk-

programmen und die ökonomischen Anreize der

Werbefinanzierung gefährden das Vielfaltsziel wie

die normativ geforderte publizistisch verstandene

Qualität (23), die Konzentration im Medienbereich

und die zunehmende Verflechtung der Medien-

märkte mit ihren vielfältigen crossmedialen Ver-

stärkungseffekten bergen zudem die Gefahr vor-

herrschender Meinungsmacht. Der Verweis auf die

in jüngster Zeit zu beobachtende Beteiligung von

Finanzinvestoren zeigt dabei, dass das Gericht hier

nicht nur wissenschaftliche Untersuchungen auf-

greift, sondern auch unmittelbar die tatsächliche

Entwicklung beobachtet. Die einstimmig vom Senat

getragene offensive Auseinandersetzung mit den

tatsächlichen Entwicklungen und der Verweis auch

auf jüngste Entwicklungen macht deutlich, dass

der in Teilen der Literatur (24) aus genau diesen

Gründen geforderte Paradigmenwechsel im Ver-

ständnis der Rundfunkfreiheit hin zu einer nur

kompensatorischen Funktion des öffentlich-recht-

lichen Rundfunks und einer Zurückdrängung der

objektiv-rechtlichen Ausgestaltungskompetenz vom

Gericht in absehbarer Zeit nicht vorgenommen

werden wird. Hierüber erhält die Bestands- und

Entwicklungsgarantie in dieser Entscheidung ihre

besondere Bedeutung und Stärke. (25)

Allerdings darf die Entscheidung hinsichtlich der

konkreten verfassungsrechtlichen Folgen für den

Bereich der neuen Medien auch nicht vereinfacht

werden. Das Gericht hat in der einleitenden Passa-

ge der allgemeinen Ausführungen ausdrücklich da-

rauf hingewiesen, dass der ausgestaltende Gesetz-

geber einen weiten Gestaltungsspielraum auch hin-

sichtlich der Regelungsart und -dichte vorfinde, der

hier eine vorschnelle Gleichsetzung von traditio-

nellem Rundfunk und anderen Diensten verbietet.

(26)

Es ist hier aber zumindest bemerkenswert, dass

das Gericht in diesem Urteil gerade die strukturel-

le Verschiedenheit der Veranstalter als Beitrag zur

Sicherung von Breite und Vielfalt des Programm-

angebots betont und damit die Akteure hervor-

hebt. (27) Dieser Ansatz, in der Literatur auch als

strukturelle Diversifikation bezeichnet (28), ist der

Sache nach auch schon in den älteren Urteilen ent-

halten, wurde aber erst in jüngster Zeit so ein-

deutig und ausdrücklich hervorgehoben. Während

nämlich im Beschluss zum Landesmediengesetz

Baden-Württemberg aus der Frühphase des dualen

Rundfunksystems noch die höhere Zahl von Pro-

grammen und die publizistische Konkurrenz zwi-

schen diesen betont wurde (29), rückten in der

wenig (30) beachteten Entscheidung zum Teilneh-

merentgelt nach dem Bayerischen Mediengesetz

(31) die „verschiedenartigen Strukturen der Veran-

stalter“ und die damit verbundenen „unterschied-

lichen Programmorientierungen“ als „Beiträge zur

Breite und Vielfalt des Programmangebots insge-

samt“ in den Vordergrund, an die jetzt auch die

Ausführungen im Gebührenurteil anknüpfen. Die-

se Betonung als akteursbezogenes Strukturprin-

zip legt eine grundsätzliche Anwendung auch auf

neue Kommunikationsmärkte im Schutzbereich

der Rundfunkfreiheit nahe.

Auch wenn das Bundesverfassungsgericht damit

anlässlich der Gebührenentscheidung unmissver-

ständlich verdeutlichte, dass die Notwendigkeit der

gesetzgeberischen Ausgestaltung der Rundfunkfrei-

heit fortbesteht und sich auch auf neue Übertra-

gungstechnologien und Dienste bezieht, hat es an-

dererseits darauf verzichtet, hinsichtlich der damit

verbundenen konkreten Fragen in diesem Urteil

Stellung zu beziehen. (32) Vor allem in der me-

dienpolitisch umstrittenen Frage, wer in welchem

Umfang, mit welchen Kriterien und in welcher

Weise den Funktionsauftrag zu konkretisieren ha-

be, finden sich im Urteil nur jene Ambivalenzen

wieder, die bereits für die jeweils unterschiedlichen

Ansichten herangezogen werden. (33) So seien ge-

setzliche Programmbegrenzungen nicht von vorn-

herein unzulässig (34), andererseits dürfe der Ge-

setzgeber die Funktion des öffentlich-rechtlichen

Rundfunks (aber nur?) „abstrakt festlegen“ und sei

hinsichtlich der Genauigkeit durch die Programm-

freiheit der Rundfunkanstalten begrenzt. (35) Ge-

nauere Grenzziehungen dürften hier wohl erst in

einem Verfahren zu erwarten sein, das gerade die
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allgemeine rundfunkrechtliche Regulierung zum

Gegenstand hat. Das oben näher dargelegte Festhal-

ten an einem starken prozeduralen Grundrechts-

schutz auch gegenüber dem Gesetzgeber bei der

abgeleiteten Gebührenentscheidung legt es jedoch

nahe, dass dem unmittelbaren Zugriff des Gesetz-

gebers auch hier Grenzen zu setzen sind. Insofern

ist es eine Fehlinterpretation der Entscheidung zum

Teilnehmerentgelt, wenn aus ihr abgeleitet wird,

dass eine präzisere materielle gesetzliche Konturie-

rung für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk zu-

lässig wäre, weil sie im Rahmen der Subventionie-

rung privater Veranstalter erfolgen kann. (36) Der

öffentlich-rechtliche Rundfunk soll gerade ein um-

fassendes Primat der Publizistik sicherstellen, das

auf hohe Flexibilität in der Wahrnehmung publizis-

tischer Aufgaben angewiesen und eingestellt ist.

Dies ist kategorial verschieden von der zulässigen

punktuellen oder bereichsspezifischen Förderung

der Programmvielfalt durch private Anbieter.

Der europarechtliche Schatten
Die Anforderungen an die Gebührenfinanzierung

wie die Rolle des öffentlich-rechtlichen Rundfunks

wurden vom Bundesverfassungsgericht also in be-

achtlicher Kontinuität zu den vorangegangen Ent-

scheidungen bestätigt. Beide haben aber nicht nur

den tatsächlichen Wandel, sondern auch die verän-

derten europarechtlichen Rahmenbedingungen zu

bewältigen. Das Urteil hatte sich nicht hiermit aus-

einanderzusetzen. (37) Seine Kontinuität lässt aber

die Spannungen zwischen dem verfassungsrecht-

lichen Konzept und den europäischen Anforderun-

gen in der Lesart der Kommission (!) (38) deutlich

hervortreten. Eine Kompatibilität der normativen

Anforderungen ist keineswegs ausgeschlossen, setzt

aber auf europarechtlicher Ebene voraus, dass die

normativ auch dort angelegte Respektierung der

Besonderheiten des (öffentlich-rechtlichen) Rund-

funks (39) stärker zum Tragen kommt, als es die

Ansätze der Europäischen Kommission tun.

Hier soll nicht die hinlänglich diskutierte und

auch von Europarechtlern (40) mit Blick auf das

PreussenElektra-Urteil verneinte Frage behandelt

werden, ob die Rundfunkgebühren überhaupt tat-

bestandlich als Beihilfe gewertet werden könnten.

(41) Es sollen vielmehr nur Fragen angerissen und

Argumentationslinien skizziert werden, die dies

unter den gegenwärtigen faktischen Gegebenhei-

ten der Argumentation halber unterstellen.

Dabei ist zunächst darauf zu verweisen, dass das

Konzept der Dienste von allgemeinem wirtschaft-

lichen Interesse ebenso wenig wie das Konzept des

Bundesverfassungsgerichts von einer Begrenzung

öffentlich-rechtlicher Angebote auf Bereiche des

Marktversagens ausgeht. Ausgeschlossen sind wirt-

schaftliche Dienste nur dann, wenn sie reine Indi-

vidual- oder Gruppeninteressen darstellen. (42) Das

wird von der Kommission in der konkreten Rechts-

anwendung häufig nicht genug berücksichtigt,

wenn sie die Dienste in Kontrast zu vom Markt in

ähnlicher Form angebotenen Diensten stellt oder

nach dem spezifischen Mehrwert von Diensten

fragt. (43)

Von besonderer Bedeutung ist aber, wie sich das

vom Bundesverfassungsgericht gerade für die Ge-

bührenfrage besonders betonte und hinsichtlich des

Auftrags wohl mittelbar ebenfalls gestärkte Prinzip

der Staatsferne und seine Kehrseite, die Programm-

autonomie, europarechtlich abbildet. Bei ihrer

Berücksichtigung kann, im Gegensatz zum Ansatz

der Kommission, etwa nicht unmittelbar auf die

Kriterien der Altmark-Entscheidung des EuGH

zurückgegriffen werden.

Auf der Ebene der Festlegung des Auftrags der

öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten scheint

dies weniger ein konzeptionelles Problem als eine

Frage der Konsequenz der Rechtsanwendung durch

die Kommission. Indem die Festlegung des Auf-

trags nicht zuletzt durch das Amsterdamer Proto-

koll den Mitgliedstaaten überlassen wurde, sollten

auch deren Binnenstrukturen für die Art und Weise

der Festlegung respektiert werden. Unabhängig

davon, dass entgegen der Ansicht der Kommission

(44) auch eine funktionale und damit notwendig in

der konkreten Ausprägung eher abstrakte Aufga-

benbeschreibung gemäß der verfassungsrechtlichen

Tradition Deutschlands zu respektieren wäre, sind

deshalb auch Modi der Konkretisierung nicht vor-

gegeben, so dass auch Selbstbindungen der Rund-

funkanstalten möglich sind. (45) Die Forderung

nach spezifischen Rechtsakten der Betrauung kann

allenfalls eine relative Klarheit des Auftrags zum

Ziel haben, die aber vom Urheber des Rechtsakts

unabhängig ist. Insofern ist die Forderung nach

zwingender gesetzlicher Präzisierung verfehlt. (46)

Die Vorgaben und Angebote der Länder entspre-

chend der Mitteilung der Kommission an den Au-

ßenminister changieren hier zwischen einer Respek-

tierung dieses Ansatzes und dem Drängen auf

staatsvertragliche Fixierungen. (47)

Stärker konzeptionell zu berücksichtigen ist die

Staatsferne aber auch auf der Ebene der Kontrolle.

Die Kommission drängt hier letztlich auf eine star-

ke Rolle der staatlichen Aufsicht. (48) Aus europa-

rechtlicher Perspektive kann und darf es allerdings

von vornherein allein um eine wirksame Aufsicht

gehen, wie dies zumindest ansatzweise noch in der

grundsätzlichen Mitteilung der Kommission ange-

legt war. (49) Ob eine solche vom Mitgliedstaat in-

tern, extern, staatlich, gesellschaftlich-pluralistisch

oder sachverständig ausgestaltet ist, muss gleich-

gültig sein. Aber gerade auch die Staatsfreiheit bil-

det einen gemeineuropäischen Standard, wie schon

die von allen EU-Mitgliedern unterstützte Empfeh-

lung des Europarates R 96 (10) vom 11. September

1996 zeigt, in der die rechtliche Sicherung der

journalistischen und institutionellen Autonomie der

öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten gefordert

wird. Und auch Art. 11 II der Grundrechts-Charta

beinhaltet eine umfassende Programmfreiheit der

Rundfunkveranstalter. (50) Hier sind die europä-

ischen Grundrechte stärker bei der Ausformung des

Wettbewerbsrechts und hier konkret des Beihilfere-

gimes heranzuziehen.

Funktionsauftrag

muss nicht zwingend

gesetzlich präzisiert

werden

Staatsferne auch 

auf der Ebene der

Rundfunkaufsicht

beachten
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Die Staatsfreiheit und die Möglichkeit eines weiten

Auftrags bringen es schließlich mit sich, dass auch

auf europäischer Ebene nicht nur die einzelnen

Leistungen der Rundfunkveranstalter, sondern auch

deren funktionaler und institutioneller Zusammen-

hang zu berücksichtigen sind. Das Beihilferecht

und seine Anwendung durch die Kommission stel-

len hier zu sehr auf isolierbare, genau definierbare

Leistungen ab. Die Staatsferne hat ihren Kern in

der Programmfreiheit, muss aber auch die Wir-

kungszusammenhänge berücksichtigen, bei denen

staatliche Maßnahmen mittelbar programmrele-

vant werden können. Hier wären die Intensität

staatlicher Maßnahmen für den Veranstalter und

die organisatorische Verknüpfung des betroffenen

Bereichs mit den publizistisch relevanten Berei-

chen zu berücksichtigen. Und der funktionale Zu-

sammenhang verschiedener Aktivitäten bringt es

mit sich, dass etwa nicht einfach der gesamte E-

Commerce als kommerzielle Aktivität eingestuft

werden kann (51), da hier auch vielfältige direkt

mit dem Programm verbundene Aktivitäten von

Begleitmaterial bis zu Maßnahmen der Rezipien-

tenbindung betroffen sind, die eine Berücksichti-

gung der publizistischen Dimension verlangen.

Fazit
Das neue Gebührenurteil des Bundesverfassungs-

gerichts schreibt die Tradition einer Sicherung der

Rundfunkfreiheit durch organisatorische und pro-

zedurale Vorkehrungen fort und stärkt die Rolle

des öffentlich-rechtlichen Rundfunks als Akteur ge-

genwärtiger und zukünftiger Medienentwicklung.

Es steht mit dieser Ausrichtung in Spannung zur

bestehenden Rechtsauffassung der Europäischen

Kommission im Beihilfestreit. Eine stärkere Beach-

tung des Amsterdamer Protokolls und des auch

auf europäischer Ebene verankerten Grundsatzes

der Staatsferne des Rundfunks würde die Kompati-

bilität des Europarechts mit dem deutschen Rund-

funkverfassungsrecht allerdings deutlich erhöhen.
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